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CETA hat Präjudizwirkung; ich habe es bereits gesagt.
Glauben Sie wirklich, dass sich die Amerikaner mit we-
niger abspeisen lassen, als Sie mit Kanada vereinbart ha-
ben? Wenn Sie das, was Sie selber der Öffentlichkeit
verkünden in der Frage, was Sie wollen, und auf einem
Parteikonvent beschließen, hier ablehnen, dann machen
Sie sich so vollständig unglaubwürdig; schlimmer kann
man es sich eigentlich gar nicht vorstellen.

(Beifall bei der LINKEN � Max Straubinger 
[CDU/CSU]: Das ist wie bei den Linken!)

Ich möchte noch eine kurze Bemerkung zu dem Gut-
achten machen, Sigmar Gabriel, das von Ihrem Hause
veröffentlicht wurde, nämlich zu der Wirksamkeit und
Notwendigkeit dieser Schiedsverfahren. Wir haben das
einmal recherchiert. Es ist schon merkwürdig, dass der
Gutachter, der dieses Gutachten gemacht hat, selbst
Schiedsrichter bei internationalen Schiedsverfahren ist.
Wenn jemand als Gutachter sozusagen vor der Frage
steht: �Führe ich mich selber ad absurdum, oder sage 
ich, dass ich notwendig bin?�, dann weiß man doch, was 
herauskommt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was das soll, das versteht doch kein Mensch.

Jetzt möchte ich Ihnen noch ein Zitat des Gutachters
mitgeben und von Ihnen wissen, ob Sie das teilen. Der
Gutachter sagt: Bedenken gegen die Investitionsschutz-
rechte gibt es nicht.

Weiter sagt er: Schiedsgerichte sprechen Recht im
Namen der Parteien und nicht im Namen der Völker und
Bürger. � Das sei der Vorteil.

Weiter sagt er: Schiedsgerichte setzen Recht, indem
sie normative Erwartungen generieren und stabilisieren.
Damit üben sie ebenso wie internationale und nationale
Gerichte öffentliche Gewalt aus.

Meine Damen und Herren, ich möchte, dass öffentli-
che Gewalt von öffentlichen Gremien ausgeübt wird,
aber nicht privatisiert wird, was offensichtlich Ihr Gut-
achter will. Lehnen Sie diese Geschichte ab. Dann ma-
chen Sie etwas Vernünftiges.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:

Danke, Herr Kollege Ernst.

Ich wünsche Ihnen allen und auch den Gästen auf der
Tribüne einen schönen guten Morgen.

Nächster Redner ist Bundesminister Sigmar Gabriel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und
Energie:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich klären, was das für ein Gutachter war.
Er ist ein Vertreter des Max-Planck-Instituts, der im Er-

gebnis dazu kommt, Herr Klaus, dass das Schiedsge-
richtsverfahren � �

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Herr
Claus ist gar nicht da!)

� Herr Ernst. Sorry. Sonst duze ich dich ja immer, Klaus. 
Du darfst mich demnächst mit �Herr Sigmar� anreden.

(Heiterkeit � Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Er 
meint das auch nicht ernst!)

Kollege Ernst, der Gutachter sagt, der Investitions-
schutz im europäisch-kanadischen Abkommen CETA sei
so schlecht, dass er den kanadischen Investoren empfehle,
sich lieber auf den deutschen Rechtsweg zu begeben, als
auf das Schiedsgerichtsverfahren zurückzugreifen. Das
sagt jemand, der in solchen Schiedsgerichtsverfahren
vertreten ist und im Übrigen als Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts unumstritten ist. Deswegen bitte
ich Sie, vollständig vorzutragen und nicht nur das, was
der Legende, die Sie stricken wollen, entspricht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU � 
Klaus Ernst [DIE LINKE]: Bei längerer Rede-
zeit könnte ich das!)

Meine Damen und Herren, 125 detaillierte Fragen hat
die Fraktion Die Linke gestellt. Diese haben wir nach
bestem Wissen und Gewissen beantwortet. Ich frage
mich allerdings � das will ich gleich am Anfang meiner 
Rede an einigen Beispielen aus Ihrer Rede nachweisen �,
ob Sie wirklich ein Interesse an der Sache haben oder ob
das alles nur eine Showveranstaltung ist.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Herr Kollege Ernst, Sie fragen, an welchem Tag denn
nun die Bundesregierung ihr prinzipielles Problem mit
dem Investor-Staat-Schiedsverfahren deutlich gemacht
habe und wann wir für die Veröffentlichung des Mandats
eingetreten seien. Sie haben gesagt, wir würden von
Transparenz reden, aber gar nicht dafür Sorge tragen.

Ich sage Ihnen das. In der Sitzung des Ausschusses
der Ständigen Vertreter am 15. Mai hat die Bundesrepu-
blik Deutschland die Veröffentlichung des Mandats be-
antragt. Im Übrigen wäre es albern, es nicht zu veröf-
fentlichen; denn es steht längst im Internet. Warum man
das vorher nicht gemacht hat, hat uns nicht überzeugt.
Wir haben das aber nicht hinbekommen, weil dies eines
einstimmigen Beschlusses bedarf und elf Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union dagegen gestimmt haben.

Tun Sie doch bitte nicht so. Sie versuchen, uns in die
Ecke zu drängen, wir redeten öffentlich anders, als wir
tatsächlich handelten.

(Zuruf von der LINKEN: Machen Sie auch!)

Ich werde nachher nachweisen, warum jeder hier im
Saal guten Gewissens Ihren Antrag ablehnen kann. Be-
reiten Sie sich schon einmal auf eine schwierige Lage
vor; denn das, was Sie fordern, haben wir längst getan.
Auch das werde ich Ihnen nachher vorlesen.

Meine Damen und Herren, nach meinem Eindruck ist
die Oppositionsfraktion Die Linke an einem transatlanti-
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schen Freihandelsabkommen ohnehin nicht interessiert.
Dabei ist es vollkommen egal, was wir aushandeln.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das Ganze passt Ihnen weder in Bezug auf die Frei-
heit des Handels, noch passt es Ihnen in Richtung eines
transatlantischen Bündnisses. Es ist ganz egal, was wir
verhandeln. Am Ende werden Sie gegen jedes Abkom-
men sein; denn Sie wollen weder das eine noch das an-
dere.

Im Grunde heißt Ihre Parole: Schotten dicht. � Das ist 
aber keine Parole, die wir für unser Land, für Europa und
für den Welthandel als sinnvoll erachten. Im Gegenteil,
das wäre ein Schritt zurück in Richtung Nationalismus
und Provinzialismus.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Haben
Sie es nicht noch eine Nummer dicker? � 
Thomas Oppermann [SPD]: Nationale Linke!)

� Anders als bei der Rede des Kollegen Ernst ist es bei 
meiner Rede ruhig. Jetzt sind Sie aber ganz aufgeregt
� das verstehe ich �, weil Sie sich scheinbar getroffen 
fühlen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie behaupten doch, Arbeitnehmerinteressen zu ver-
treten. In unserem Land und in Europa arbeiten Millio-
nen Menschen in der Industrie und im Dienstleistungs-
bereich, die auf Freihandel angewiesen sind.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Hunderttausende von Menschen arbeiten in mittelständi-
schen Unternehmen, für die es heute sehr schwer ist,
zum Beispiel auf dem nordamerikanischen Markt Fuß zu
fassen und die dort kaum eine Chance haben.

Sie sind natürlich dagegen, weil sie den Leuten den
Eindruck vermitteln, dass es besser ist, national ge-
schützt zu bleiben. Übrigens: Wer sich noch einmal da-
ran erinnert, wie Ihre Fraktion über Europa hergezogen
ist, hat eine Vorstellung vom nationalstaatlichen Denken,
dem Protektionismus, der bei Ihnen zu Hause ist.

(Zuruf von der LINKEN)

Sie sind mit dieser Position eine richtige Jobkillerpartei
in Deutschland.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:

Herr Gabriel, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder
Bemerkung der Kollegin Binder?

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und
Energie:

Gerne.

Vizepräsidentin Claudia Roth:

Gut.

Karin Binder (DIE LINKE):
Herr Kollege Gabriel, ich bitte Sie, zur Kenntnis zu

nehmen, dass meine Fraktion sehr wohl Kritik an der
Politik der EU äußert, aber keinesfalls gegen Europa
aufgestellt ist.

(Beifall bei der LINKEN � Widerspruch bei 
der CDU/CSU und der SPD)

Wir verstehen uns als Internationalisten. Wir möch-
ten, dass die Menschen in diesem Europa etwas zu mel-
den haben. Unser Kritikpunkt ist die Politik, die über die
EU geführt wird. Das ist Wirtschaftspolitik. Da hat we-
der Soziales noch Arbeit bisher Einzug gehalten.

(Beifall bei der LINKEN � Volker Kauder 
[CDU/CSU]: Dieselbe Rhetorik wie bei der
AfD!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:

Würden Sie bitte stehen bleiben? Das gehört sich so,
wenn der Herr Minister antwortet.

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und
Energie:

Ich versuche, aus Ihren Ausführungen eine Frage zu
destillieren. Aus Ihrer Partei wurde ein Programment-
wurf für die Europawahl vorgelegt, in dem Sie sich mas-
siv gegen Europa gestellt haben. Als die Europäische
Union den Friedensnobelpreis bekommen hat, kam aus
Ihrer Partei die Behauptung, die Europäische Union sei
ein Kriegstreiber. Aus Ihrer Partei kamen Vorschläge,
den Euro aufzulösen und ganz Südeuropa damit in die
Katastrophe zu schicken.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU � 
Widerspruch bei der LINKEN)

Es liegt auf einer Linie, dass Sie den Menschen etwas
über die Notwendigkeit von Europäisierung und Interna-
tionalität vormachen. Hinter dem Vorhang treffen Sie
sich bei dieser Frage mit der AfD. So läuft das bei Ihnen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU � Volker 
Kauder [CDU/CSU]: Genau so ist es!)

Mit dem stolzen Internationalismus der Arbeiterbe-
wegung hat das jedenfalls nichts zu tun. Dann halten sie
Sonntagsreden: Wir brauchen Regeln für die Globalisie-
rung! � Beim ersten Versuch, mit dem Mutterland der 
Globalisierung Regeln zu verhandeln, fordern Sie gleich
den Abbruch der Verhandlungen. Wenn wir dem folgen,
wäre nur meine Bitte: Nie wieder eine Rede über Globa-
lisierungsregeln. Sie haben doch gar nicht den Mut, sich
auf Verhandlungen einzulassen. Sie wollen sie lieber
vorher abbrechen, damit Sie nicht in öffentliche Erklä-
rungsnot kommen. Das ist die Politik, die Sie betreiben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Klar ist auch: Nichts ist unterschrieben, nicht einmal
das kanadische Abkommen. Deswegen ist es auch richtig,
dass wir darüber reden. Weil die Verhandlungen offen
sind, haben der DGB und das Wirtschaftsministerium et-
was ganz Einfaches getan. Wir haben Anforderungen an
die Freihandelsgespräche zwischen der EU und den
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USA definiert. Natürlich sind das auch Anforderungen,
die für CETA gelten müssen. Hier ist es nur deshalb
schwerer � da hatte der Kollege Ernst recht �, weil ers-
tens die Verhandlungen weit fortgeschritten sind und
zweitens bei CETA � anders als bei TTIP � der Investi-
tionsschutz im Mandat ohne Einschränkungen enthalten
ist. Das ist bei TTIP nicht der Fall. Dort ist es optional,
deswegen ist es dort schwieriger.

Trotzdem sage ich Ihnen: Ich bin dagegen, dass Sie
immer Herrn De Gucht zitieren. Der ist auf dem Weg in
die Rente. Der scheidet aus der Kommission aus. Ich
würde das lesen, was der neue Kommissionspräsident zu
diesem Verfahren sagt. Das gibt Ihnen vielleicht ein biss-
chen Hoffnung. Jean-Claude Juncker sagte am 15. Juli in
seiner Erklärung gegenüber dem Europäischen Parla-
ment: Das Abkommen wird nicht zu jedem Preis
geschlossen. Wir können nicht unsere Standards im Ge-
sundheitsbereich senken. Wir können nicht unsere Stan-
dards im Sozialbereich senken. Wir können nicht unsere
Datenschutzstandards senken. Ich möchte nicht, dass der
Datenschutz überhaupt Teil der Verhandlungen wird. Ich
will nicht, dass wir eine parallele Geheimgerichtsbarkeit
schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Vereinigten Staaten wie Europa sind Rechtsstaaten.
Wir wenden das Recht an. Wir werden die Verhandlun-
gen mit maximaler Transparenz führen. �

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das sagt derjenige, der jetzt ins Amt kommt. Sie zitieren
denjenigen, der aus dem Amt geht. Wir wollen lieber mit
dem reden, der jetzt etwas zu sagen hat, und nicht mit
dem, der in der Tat nichts mehr zu sagen hat. Da sage
ich: Es ist auch gut so, dass er nichts mehr zu sagen hat.

(Beifall bei der SPD)

Ich zitiere noch einmal Jean-Claude Juncker:

Ebenso wenig werde ich akzeptieren, dass die
Rechtsprechung der Gerichte in den EU-Mitglied-
staaten durch Sonderregelungen für Investorenkla-
gen eingeschränkt wird. Rechtsstaatlichkeit und
Gleichheit vor dem Gesetz müssen auch in diesem
Kontext gelten.

Das ist die Verhandlungsposition des neuen Kommis-
sionspräsidenten. Ich finde, es ist die richtige Verhand-
lungsposition; ihr wollen wir uns anschließen. Insofern
sind die Dinge, die wir mit dem DGB verabredet haben,
für mich in der Tat verbindliche Leitlinien für die Ge-
spräche mit der Kommission.

Gemeinsam haben BMWi und DGB zuerst die Chan-
cen dieses Freihandelsabkommens beschrieben. Das ist
ganz interessant: Sie beziehen sich in Ihrem Antrag am
Ende darauf, wenn Sie sinngemäß sagen, wir sollten mit
den Verhandlungen neu beginnen. Ich sage Ihnen: Ers-
tens finde ich es doch ein bisschen komisch, dass, unmit-
telbar nachdem wir das mit dem DGB vereinbart haben,
Folgendes veröffentlicht wird � und zwar wird Klaus 
Ernst persönlich zitiert �:

Linkspartei enttäuscht vom DGB

Fraktionsvize findet Gewerkschafts-Offenheit für
das TTIP-Abkommen �unverständlich�

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Und dann kommen Sie hierher und sagen zu uns, Sie
fänden es doch wunderbar, was der DGB mit uns verab-
schiedet hat; wir sollten doch mal dazu stehen.

(Beifall bei der SPD � Lachen bei Abgeordne-
ten der SPD � Zurufe von der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Gabriel, erlauben Sie eine Zwischenbemerkung

oder einen Kommentar von Klaus Ernst?

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und
Energie:

Selbstverständlich.

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Minister, zum Thema Gewerk-

schaften will ich noch einmal etwas sagen.

Erstens. Ich weiß, dass es innerhalb der Gewerkschaf-
ten eine ganze Reihe unterschiedlicher Positionen gibt;
Sie wissen das auch. Die erste Gewerkschaft, die das
Abkommen sehr stark kritisiert hat, war die IG Metall;
aber darum geht es nicht. Auf der einen Seite gibt es eine
Verabredung zwischen Ihnen und den Gewerkschaften,
die, wie Sie wissen, innerhalb der Gewerkschaften sehr
kontrovers diskutiert wird. Auf der anderen Seite gibt es
jetzt einen Beschluss Ihres Parteikonvents. Das ist ein
bisschen etwas anderes.

(Zuruf des Abg. Thomas Oppermann [SPD])

Meine große Befürchtung ist, dass Sie diesen Beschluss
nicht ernst nehmen.

(Widerspruch bei der SPD)

Würden Sie den Beschluss nämlich wirklich ernst neh-
men � auch Sie in der Fraktion �, dann müssten Sie ihn 
hier beschließen. Wenn Sie den Beschluss auf dem Par-
teikonvent fassen, aber es hier lassen, dann bedeutet
dies, dass Sie am letzten Wochenende � das sage ich Ih-
nen � eine Luftnummer für die Öffentlichkeit abgezogen 
haben. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der LINKEN � Widerspruch bei 
der SPD)

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und
Energie:

Was?

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Sie können sich darüber aufregen; wir werden ja se-

hen, wie Sie abstimmen.

(Wolfgang Tiefensee [SPD]: Sie haben es
schon vorher abgelehnt!)

Zweitens: zur Öffentlichkeit. Sigmar Gabriel, ich
habe wirklich Probleme damit, dass Sie behaupten: Wir
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machen alles öffentlich. � Als Bundesbürger wissen wir 
nicht einmal, um welchen Betrag es bei der Schadens-
ersatzklage von Vattenfall geht, obwohl das Verfahren
bei uns in der Bundesrepublik geführt wird � das wissen 
wir nicht!

(Zuruf des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Ich sage Ihnen: Wir wissen es deshalb nicht, weil Ihr
Ministerium das für geheimhaltungswürdig hält und die
deutsche Öffentlichkeit nicht informiert. Sie tun so, als
würden Sie alles öffentlich machen; also bitte ich Sie,
Ihr Verhalten zu ändern und die deutsche Öffentlichkeit
ausführlich darüber zu informieren, welche Nachteile sie
durch solche Investorenschutzabkommen zu erwarten
hat; denn es gibt schon welche.

(Beifall bei der LINKEN)

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und
Energie:

Erstens. Ich stelle fest: Sie möchten gerne, dass der
Deutsche Bundestag und die SPD-Fraktion einem Papier
zustimmen, das ich mit den deutschen Gewerkschaften
erarbeitet habe und das Sie selber ablehnen und kritisie-
ren.

(Lachen und Beifall bei der SPD � Zuruf des 
Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE])

� Na ja, Sie sagen, das Papier sei schlecht, und heute ma-
chen Sie es zu einer Frage der Glaubwürdigkeit, ob wir
dem zustimmen. Es ist zuerst einmal eine Frage der
Glaubwürdigkeit, ob Sie dem zustimmen. Sie haben es
nämlich bisher abgelehnt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Zweitens. Ich weiß nicht, ob Sie Ihren Antrag kennen;
ich lese ihn zur Sicherheit vor.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Darin steht � Drucksache 18/2611 �:

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung auf,

das CETA-Verhandlungsergebnis zurückzuweisen
und darauf hinzuwirken, dass die Verhandlungs-
mandate der EU-Kommission für TTIP und CETA
im Sinne der Mindestbedingungen geändert wer-
den.

Das ist doch Ihr Antrag, dem wir zustimmen sollen, oder?
Dann sind wir glaubwürdig, oder? Einverstanden? �

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Darüber haben Sie
ja abgestimmt!)

� Passen Sie mal auf: Am 12. September 2014 hat die 
Bundesregierung über das Bundeswirtschaftsministe-
rium folgende Erklärung zum Entwurf des CETA-Ver-
trags abgegeben, im Drahtbericht dokumentiert:
Deutschland unterstreicht, dass aus Sicht der Bundes-
regierung Investitionsschutz in CETA nicht erforderlich
ist. Zwischen entwickelten Rechtssystemen wie Kanada

und EU braucht man keinen völkerrechtlichen Investiti-
onsschutz. Jedenfalls müssen die Bedingungen aus deut-
scher Sicht an wichtigen Stellen nachgebessert werden.
Das Kapitel Investitionsschutz ist in der vorliegenden
Fassung der EU für Deutschland nicht zustimmungsfä-
hig.

(Beifall bei der SPD)

Sie fordern uns in Ihrem Antrag auf, etwas zurückzu-
weisen. Aber das haben wir schon getan. Wissen Sie,
warum wir Ihren Antrag ablehnen werden? Wir werden
ihn aus zwei Gründen ablehnen. Erstens, weil er unehr-
lich ist, da Sie das DGB-Abkommen kritisieren, und
zweitens, weil er erledigt ist, weil wir das, was Sie for-
dern, längst getan haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Zuruf des Abg. Klaus Ernst 
[DIE LINKE])

Vizepräsidentin Claudia Roth:

So, weiter in der Rede.

Sigmar Gabriel, Bundesminister für Wirtschaft und
Energie:

Wenn Sie uns wirklich in Schwierigkeiten hätten brin-
gen wollen � ein Tipp für die nächste Sitzung �,

(Heiterkeit bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

dann hätten Sie den Mumm haben müssen, den gesam-
ten mit dem DGB vereinbarten Text zur Abstimmung zu
stellen. Aber den Mut hatten Sie nicht, weil darin steht,
dass die Gewerkschaften das Freihandelsabkommen
prinzipiell für eine gute Sache halten. Der Unterschied
ist: Die wissen, dass das Millionen von Jobs sichern
kann, und Sie wissen das nicht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Es ist völlig klar, dass wir das Investor-Staat-Schieds-
verfahren ablehnen. Bei CETA haben wir das Problem,
dass die Verfahren Teil des Verhandlungsmandats sind.
Trotzdem bemühen wir uns, auch hier Veränderungen
herbeizuführen. Das ist schwieriger als bei TTIP. Aber
ich bin sicher, dass die Debatte längst nicht zu Ende ist.

Im Übrigen empfehle ich tatsächlich, das Mandat
nachzulesen, auch TTIP; denn darin werden Sach-
verhalte aufgegriffen, die in der öffentlichen Debatte im-
mer infrage gestellt werden. Es steht zum Beispiel darin,
dass das Abkommen auch Mechanismen zur Unterstüt-
zung der Förderung menschenwürdiger Arbeit durch die
wirksame interne Umsetzung der Kernarbeitsnormen der
Internationalen Arbeitsorganisation umfassen wird. � 
Warum haben Sie das vorhin eigentlich nicht zitiert?

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Weil es nicht drin
ist!)

� Für TTIP gibt es doch gar keinen Verhandlungstext. Es 
ist das Mandat, in dem steht: Ihr müsst die Kernarbeits-
normen durchsetzen.
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Man merkt bei Ihnen relativ schnell, worum es geht.
Sie nutzen Ängste � die in Teilen im Übrigen durchaus 
berechtigt sind; ich kritisiere überhaupt nicht, dass Fra-
gen gestellt werden � für Ihre ziemlich populistische und 
platte Strategie, um Ihren Nationalismus und Ihren Pro-
vinzialismus voranzubringen.

(Karin Binder [DIE LINKE]: Schon wieder?
Das ist eine Unverschämtheit! � Klaus Ernst 
[DIE LINKE]: Das ist ja lächerlich!)

Sie finden in der Antwort der Bundesregierung viele
Beispiele dafür, dass die Bundesregierung und die Euro-
päische Kommission schon jetzt mehr Transparenz
schaffen, unter der neuen Kommissarin hoffentlich noch
mehr. Die EU-Kommission informiert regelmäßig Zivil-
gesellschaft und Verbände, auch der Deutsche Bundes-
tag wird regelmäßig informiert. Das Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie hat im Mai außerdem einen
Beirat für TTIP berufen � das gilt sicher auch für CETA �,
dem Vertreter von Wirtschaft, Gewerkschaften, Sozial-,
Umwelt- und Verbraucherschutzverbänden sowie des
Kulturbereichs angehören. Ich hoffe, dass das in der Eu-
ropäischen Union Beispiel macht.

Der Investitionsschutz ist schon von der alten Bun-
desregierung in der Art, wie er jetzt geplant ist, nicht für
erforderlich gehalten worden. Daran hat sich nichts ge-
ändert. Übrigens gibt es inzwischen auch in den USA
und Kanada Freihandelsabkommen ohne solche Bestim-
mungen, zum Beispiel zwischen den USA und Austra-
lien, Singapur oder Israel. In jedem Fall muss der Hand-
lungsspielraum des Gesetzgebers gewahrt bleiben.
Darauf werden wir nicht nur bei den Verhandlungen mit
den Vereinigten Staaten achten, sondern jetzt auch in der
Debatte über das kanadische Abkommen, dessen Ausar-
beitung leider viel weiter vorangeschritten ist.

Es darf keine doppelten Standards geben. Es darf
nicht sein, dass internationale Investoren vor Schiedsge-
richten Rechte und Einflussmöglichkeiten erhalten, die
nationale Unternehmen im eigenen Land nicht haben.
Das macht deutlich, dass auch die Wettbewerbsgleich-
heit notwendig ist.

Im Verhandlungsmandat für TTIP ist kein Automatis-
mus zur Einrichtung von Investor-Staat-Schiedsver-
fahren vorgesehen. Deswegen ist es gut, dass die EU-
Kommission die Verhandlungen darüber ausgesetzt hat
und ein Konsultationsverfahren durchführt. Allerdings
haben die Kommission und der Europäische Rat bei
CETA � ich glaube, im Jahr 2011 � das Europäische Par-
lament ignoriert und Investor-Staat-Schiedsverfahren im
Mandat vorgesehen. Ich bin der Überzeugung: Auch bei
CETA ist diese Form von Investor-Staat-Schiedsverfah-
ren überflüssig. Deswegen habe ich Ihnen eben noch
einmal die Stellungnahme des Bundeswirtschaftsminis-
teriums im handelspolitischen Ausschuss der EU am
12. September 2014 vorgetragen. Darin steht, was Sie
vom Parlament verlangen, nämlich dass die Bundesre-
gierung das Schiedsverfahren zurückweisen soll. Das ist
erfolgt. Ihr Antrag hat sich deshalb erledigt, sehr geehr-
ter Herr Ernst.

Das Kapitel zum Investitionsschutz ist laut Protokoll
� ich zitiere � �in der vorliegenden Textfassung für DEU 
nicht zustimmungsfähig�. � Wir haben also klar Stellung 
bezogen. Ich bin der Auffassung, dass es im deutschen
Interesse ist, CETA an dieser Stelle zu verändern und
auch zum Erfolg zu bringen.

Wir haben für Europa viel erreicht. Wir haben Zugang
für öffentliche Beschaffung bis hinab zur Ebene der Pro-
vinzen erreicht. Produkt- und Herkunftsbezeichnungen
sind gesichert. CETA, meine Damen und Herren, ist ein
gutes Abkommen. Es wäre falsch, es jetzt grundsätzlich
infrage zu stellen oder sich bereits jetzt dagegen zu posi-
tionieren. Wir müssen vielmehr versuchen, diesen kriti-
schen Punkt mit der EU und mit Kanada
weiterzuverhandeln. Er ist viel zu unbedeutend � das 
sagt der Gutachter aus �, als dass wir deshalb das ge-
samte Abkommen jetzt schon sozusagen in den Orkus
schicken sollten. Ich glaube, dass das letzte Wort noch
nicht gesprochen ist.

Morgen wird die EU erklären, dass die Verhandlun-
gen abgeschlossen sind. Das kann ich verstehen. Die
Kommission geht aus dem Amt und will noch etwas
abliefern. Das ist aber am 18. Oktober 2013 schon ein-
mal passiert, und danach ist trotzdem kräftig weiter-
verhandelt worden. Wir werden vermutlich mindestens
acht Monate brauchen, bis die Übersetzungen und die
Voraussetzungen für eine Unterzeichnung überhaupt
vorliegen. Wir sollten dringend alles dafür tun, in dieser
Zeit Mehrheiten für die deutsche Position, auch im Hin-
blick auf CETA und das Investitionsschutzverfahren, zu
bekommen.

Viel einfacher wäre es, wenn es Staat-zu-Staat-
Schiedsverfahren gäbe. Somit würde man verhindern,
dass Unternehmen einfach loslaufen und versuchen, ih-
ren Interessen Geltung zu verschaffen. Ich weise aber
auch darauf hin, dass der Gutachter vom Max-Planck-
Institut der Überzeugung ist, dass das jetzige Abkom-
men für die Investoren eigentlich zu schlechte Bedin-
gungen schafft.

So wichtig und notwendig es ist, die deutschen Posi-
tionen zu beschreiben, so wichtig ist es auch, bei dieser
Debatte auf Folgendes hinzuweisen: Wir reden hier über
ein europäisches Projekt. Man muss ein bisschen aufpas-
sen, dass man nicht glaubt, ausländische Investoren
hätten den Eindruck, überall in Europa seien ihre Inves-
titionen so sicher wie in unserem Land. Es gibt ein paar
Mitgliedstaaten, in denen wir Verfahren führen und Her-
mesbürgschaften für die Zukunft sperren, weil dort der
Investorenschutz nicht gegeben ist. Das heißt: Wenn
man beim Thema Investorenschutz den Blick nur auf
Deutschland richtet, dann ist dieser natürlich verkürzt.

Wir alle wissen: Es gibt Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union, in denen die Unternehmen nicht immer vor
Willkür geschützt sind und es eine politische Einfluss-
nahme gibt, die es ihnen wirklich schwer macht. Des-
wegen ist der Weg zum Freihandelsabkommen nicht so
einfach, wie das hier einige Kolleginnen und Kollegen in
der Öffentlichkeit immer wieder gerne darstellen; so
macht es auch die Linkspartei anhand ihrer Bemerkun-
gen.
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Ich bin der festen Überzeugung, dass wir Freihandel
brauchen. Wir brauchen Freihandel aber nicht um jeden
Preis. Er muss all das respektieren, was Jean-Claude
Juncker in seiner Rede gesagt hat. Ich bin der festen
Überzeugung, dass wir keine Investor-Staat-Schiedsver-
fahren, wie sie hier vorgeschlagen werden, brauchen. Ich
bin auch der Überzeugung, dass wir reden und verhan-
deln müssen. Es macht keinen Sinn, die Verhandlungen
jetzt abzubrechen, somit Risiken für gegeben anzu-
nehmen und Chancen auf Arbeitsplätze in Europa zu
zerstören.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Sigmar Gabriel. � Der nächste Redner 

in der Debatte ist Dr. Toni Hofreiter für Bündnis 90/Die
Grünen.

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr
Minister Gabriel! Lieber Sigmar!

(Zurufe von der SPD: Oh! � Thomas Oppermann 
[SPD]: Fraternisierung!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man kann vom ameri-
kanischen Chlorhuhn halten, was man will. Das antibio-
tikaverseuchte Hühnchen aus Europa ist sicher nicht bes-
ser. Aber eines hat das Chlorhühnchen erreicht: Es hat es
geschafft, dass der Scheinwerfer auf die Verhandlungen
zu TTIP und CETA gerichtet ist. Wir führen eine schöne,
breite und öffentliche Debatte darüber. Aber man hat den
Eindruck, dass das vielen nicht gefällt. Die EU-Kommis-
sion scheut die öffentliche Auseinandersetzung darüber
offensichtlich so sehr, dass sie eine Europäische Bürger-
initiative dazu ablehnt, sie verhindert bzw. ausbremst.

Haben die Befürworter von TTIP und CETA so wenig
überzeugende Argumente? Müssen sie die offene De-
batte so sehr scheuen? Im Fall der Schiedsverfahren für
Konzerne stelle ich eindeutig fest: Ja.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Diese Schiedsverfahren stehen völlig zu Recht in der
Kritik. Hinterzimmergerichte urteilen, ob demokratisch
verfasste Gesetze den Gewinninteressen der Unterneh-
men entgegenstehen. In der Konsequenz droht, dass Bür-
gerinnen und Bürger mit ihren Steuergeldern Millionen
und Milliarden als Schadensersatz zahlen müssen.

Das ist keine rein theoretische Sache. Wir kennen sol-
che Fälle bereits. Philip Morris zum Beispiel verklagt
Uruguay wegen Gesundheitsschutzmaßnahmen im
Bereich der Zigarettenindustrie auf Schadensersatz in
Millionenhöhe. Oder Vattenfall: Vattenfall hat Hamburg
und die Bundesrepublik Deutschland verklagt � im Fall 
der Klage gegen die Bundesrepublik Deutschlang wegen
des Atomausstiegs. Dabei geht es um Milliardensum-
men. Und diese Klagemöglichkeit wollen Sie jetzt noch
ausweiten? Herr Gabriel erzählt uns hier � das ist ja 

schön �, er wolle sie nicht wirklich ausweiten. Mir fällt 
da eine in einem ganz anderen Zusammenhang geäu-
ßerte Formulierung ein: Verbale Aufgeschlossenheit bei
weitgehender Verhaltensstarre.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Ich meine damit: Es ist ja schön, was Sie uns hier alles
erzählen. Entscheidend ist aber nicht, was Sie uns hier
erzählen, sondern die entscheidende Frage ist: Stimmt
die Bundesrepublik Deutschland am Ende einem Ab-
kommen zu, in dem genau diese Klagemöglichkeit ent-
halten ist? Das ist die entscheidende Frage, und das ist
das, was wir von Ihnen wissen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Für Sie, Herr Gabriel, und für die SPD müsste es doch
eigentlich eine klare Sache sein, auf welcher Seite Sie
stehen. Aber eingeklemmt zwischen Frau Merkel und
dem BDI auf der einen Seite und dem Widerstand der
Bürgerinnen und Bürger, der Umweltschutzbewegung,
der Verbraucherschutzbewegung, der Kulturschaffenden
und der mittelständischen Industrie haben Sie sich offen-
sichtlich für so eine Art Eiertanz entschieden. Schauen
wir uns an, was am Wochenende passiert ist: Am
Wochenende konnten wir ein schönes Schauspiel be-
obachten. Wir konnten wunderschön beobachten, wie
sich die SPD auf ihrem Parteikonvent unter Ausschluss
der Öffentlichkeit, hinter verschlossenen Türen darüber
aufgeregt hat, dass diese Verhandlungen im Rahmen der
Geheimdiplomatie stattfinden, dass es bei diesen Ver-
handlungen an Transparenz mangelt. Ist Ihnen das nicht
selbst total absurd vorgekommen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Am Ende haben Sie sich entschieden � damit sind Sie 
ganz zufrieden und glücklich �, gegen diese Investitions-
schutzverfahren zu sein. Aber was war 48 Stunden
später, Herr Gabriel? 48 Stunden später haben Sie ein
Gutachten veröffentlicht, nach dem diese Investitions-
schutzklauseln gar nicht so schlimm sein sollen. Das
steht in einem von Ihnen bestellten Gutachten. Sie haben
zu dem Gutachter schon einiges gesagt. Wissen Sie,
auch wenn dieser Gutachter Wissenschaftler am Max-
Planck-Institut ist und wir diesem Gutachter als Person
nichts Schlechtes nachsagen wollen, sollten Sie sich ein-
mal Folgendes überlegen: Der Gutachter arbeitet für
diese Schiedsgerichte. Er ist nominiert für diese Schieds-
gerichte. Und Sie erwarten von ihm, dass er diese
Schiedsgerichte neutral beurteilt? Das ist doch nicht
wirklich Ihr Ernst?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Ich habe den Eindruck, dass Sie schlichtweg Ihr Einkni-
cken vorbereiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, Sie
haben eine ganz schöne Kampagne mit vielen bunten
Bildern für TTIP gestartet. Rauf und runter loben Sie die
Chancen, die dadurch für den Mittelstand entstehen.
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